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Planzeichenerklärung

Art der baulichen Nutzung
i$ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), $$ 1 bls 11 der Baunutzungsverordnung (BauNVO))

Mischgebiete ($ 6 BauNVO)
siehe textliche Festsetzung Nr. 1, Nr. 5 und Nr. 6

Mischgebietel ($ 6 BauNVO)
siehe textliche Festsetzung Nr.2

Mlschgebiete2 ($ 6 BauNVO)
siehe textliche Festsetzung Nr. 3

Vlaß der baul ichen Nutzung
$ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, g 16 BauNVO)
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6'p.7 | Grundflächenzahlv' \4 
| siehe texttiche Festsetzung Nr.4

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

;l Höhe baulicher Anlagen, als Höchstmaß, in m über einem Bezugspunkt
I siehe textliche Festsetzung Nr. 5

3auweise, Baulinien, Baugrenzen
$ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, $$ 22 und 23 BaUNVO)

" I offene Bauweise

7\ | nur Einzethäuser zulässig
,/ E\ | siehe textliche Festsetzung Nr. 6

- -- -l Baugrenze

r-T-T-T-:tr-]

HH
l  - r - r - r - r  I

Erhal tung:

E

[^]

[=

E
E-
[-.----l

| *t I Stranenverkehrsfläche, Mischftäche
I __l

Verkehrsflächen
(S 9 Abs.  1 Nr.  11 und Abs.  6 BauGB)

ix'r

l]| 
straßenbegrenzungstinie

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hoehwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses
($ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs.6 BauGB)

Wasserflächen
siehe textllche Festsetzung Nr. I

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
($ 9 Abs.  1 Nr.20,25 und Abs.  6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft  (g 9 Abs.  1 Nr.20 und Abs.6BauGB)
siehe textllche Festsetzung Nr.7 und Nr.9

Bäume
siehe textliche Festsetzung Nr. 7

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder ftir Vorkehrungen zum
Schutz gsgen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes ($ 9 Abs. I Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)
siehe textliche Festsetzung Nr. 13

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches ($ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschledllcher Nutzung oder Festsetzung
($  1  Abs .4  BauGB,  $  16  Abs .5  BauNVO)

durch Verkehrslärm vorbelastete Fläche
slehe textllche Festsetzung Nr. 14

Sichtdreieck
Von jegllcher Sichtbehinderung (Bebauung und Bewuchs) in mehr als 0,80 m Höhe über
Fahrbahnoberkante lederzeit frelzuhalten. Hiervon ausgenommen slnd Einzelbäume mit
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Textl iche Festsetzungen
1. lm Mischgebiet(Ml) werden ui" g"l. g 6 Abs.2 Nr.3 und Nr. 5 bis 8 BauNVO zutässigen

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewiftschaften sowie Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes (Nr. 3),

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheigiche
und sportliche Zwecke (Nr. 5),

- Gartenbaubetriebe (Nr. 6),
- Tankstetten (Nr. 7) und
- Vergnügungsstätten im Sinne des $ 4 a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebietes, die

überwiegend durch gewerbtiche Nutzungen geprägt sind (Nr. 8)
ausgeschlossen.
Die Ausnahmen gem. $ 5 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes.

2. lm Mischgebiet (Mtr) werden die gem. g 6 Abs.2 Nr. 6 bis 8 BauNVo zutässigen
- Gaftenbaubetriebe (Nr. 6),
- Tankstellen (Nr. 7) und
- Vergnügungsstätten im Sinne des $ 4 a Abs. 3 Nr. 2 in dbn Teilen des Gäbietes, die

überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind (Nr. 8)
ausgeschlossen.
Die Ausnahmen gem. $ 6 Abs. 3 BaUNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes.

3. lm Mischgebiet (Mlf werden die gem. $ 6 Abs. 2 Nr. 3,4, 6 und 8 BauNVO zulässigdn
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgeweöes (Nr. 3),
- sonstige Gewerbebetriebe (Nr. 4)
- Gartenbaubetriebe (Nr. 6),
- Vergnügungsstätten im Sinne des $ 4 a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebietes, die

überwiegend durch gewerbliche Nutsungen geprägt sind (Nr. 8)
ausgeschlossen.
Die Ausnahmen gem. $ 6 Abs. 3 BaUNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes.

Die nach $ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO allgemein zulässige Überschreitung der GRZ
um bis zu 5O "h durch die hier genannten baulichen Anlagen ist nicht zulässig.
Ausgenommen davon sind die in $ 19 Abs. 4 SaE 1 Nr. 1 BauNVO genannten Zufahrten.

Höhe der baulichen Anlagen im Mischgebiet (Ml) nach $ 9 Abs. 2 BauGB und $ 16 Abs.
2 Nr. 4 BauNVO:
a) Die zulässige Traufhöhe (TH) der Gebäude ist auf maximal 4,50 m über dem Be-

zugspunkt festgeseEt. Traufhöhe ist der Schnittpunkt zwischen der Oberkante der
Dachhaut und der Außenseite des aufgehenden Mauerwerks.

b) Die zulässige Firsthöhe (FH) ist auf maximal 9,00 m liber dem Bezugspunkt festge-
setzt.

Bezugspunkt ist die mittlere Höhenlage der Straßenoberkante (Fahöahnmitte) des zu-
gehöri gen Straßenabschnittes.

lm Mischgebiet (Ml) sind je Wohngebäude maximal 2 Wohnungen zulässig ($ 9 Abs. 1.
Nr.6 BauGB).

Innerhalb der Fläche mit der zeichnerischen Festsetzung nach $ 9 Abs. 1 Nr. 20 BaUGB
ist eine Anpflanzung von standortgerechten Sträuchern vorzunehmen. Als Gehölzarten
sind die in der Begründung für die Ausgleichsmaßnahmen als Maßnahme ,,A1" vorge'
sehenen Gehölze zu venüenden. Die Gehölze sinrJ gem. $ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zu
unterhalten und bei Abgang durch gleichartige zu ersetzen.

Innerhalb der als ,,Wasserfläche" bezeichneten Fläche ist ein Teich anzulegen. Die
Teichfläche ist naturnah zu gestalten (siehe Anlage 1 zur Begründung). Aufgrund der
Grundstücksbemessungen ist die derzeitige Wasserfläche zu verkleinern und eine
Ausweitung in nördlicher Richtung vorzunehmen. An den Teichböschungen sind im
Norden 3 Kopfweiden zu setzen. Zu gewährleisten ist, dass im südlichen Teil der Fläche
eine dauerhafte, ganzjährige Wasserfläche erhalten bleibt (Maßnahmen A 2 in der Be-
gründung).
Von Düngungen der Randbereiche ist abzusehen. Die Maßnahme ist erst im Herbst
durchzuführen und sollte bis zum zeitigen Frühjahr abgeschlossen sein.

Der Eingriff in den Naturhaushalt, den die Gemeinde aufgrund ihrer planerischen Ent-
seheidtrng innerHb des Plangebietes vorbereitet, wird durch die Maßnahmen ausge-
glichen, die innerhalb des Plangebietes im Sinne des $ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festge-
setzt sind. Die Ausgleichsmaßnahmen werden den Flurstücken 53/1 und 63/4 der Flur 7
entsprechend zugeordnet.

Die gem. $ 12 Abs. 1 BaUNVO nach landesrechtlichen Vorschriften auch in den nicht
überbaubaren Flächen zulässigen Stellplätze (hierzu gehören auch überdachte Stell-
pläEe - Carports) sowie Garagen sind nur in den überbaubaren Flächen zulässig,

Die gem. g 14 Abs. 1 BaUNVO nach landesrechtlichen Vorschriften auch in den nicht
überbaubaren Flächen zulässigen Nebenanlagen und Einrichtungen sind nur innerhalb
der überbaubaren Flächen zulässig. Davon ausgenommen sind Grundstückseinfrie-
dungen.

Die MindestbauplaEgröße beträgt bei Einzelhäusern 600 m2.

Innerhalb der Fläche für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen in Sinne des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes ist die Errichtung einer Lärm-
schutswand zulässig. Die Oberkante der Lärmschutzwand im nördlichen Plangebiet
muss 3,0 m und die Lärmschutzrnand im südöstlichen Plangebiet muss 2,0 m über dem
Bezugspunkt liegen. Die Lärmschutzwände sind auf beiden Seiten mit geeigneten
Pflanzen zu begrünen. Bezugspunkt für die Höhe der Wände ist die Straßenoberkante
(Fahrbahnmitte) der B 4.

Der gesamte Planbereich ist durch Verkehrslärm der B 4 vorbelastet. Die Errichtung
von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen für Menschen im sinne des $ ztil Abs' 1 NBauo
ist zulässig, wenn die in der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) - in der jeweils gelten-
den Fassung - vorgegebenen Schalldämmaße eingehalten werden. Schlafräume und
Kinderzimmer sind auf den Grundstücken so anzuordnen, dass sie von der Lärmquelle
(B 4) abgewandt l iegen.
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